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Es kam, wie es zu erwarten war.
Kaum hatte die „Arbeitsgruppe
Lehrergesundheit“ ihre Arbeit be-
endet und das Ergebnis der Öffent-
lichkeit mitgeteilt, da meldeten sich
auch schon die Vorsitzenden des
Berufsschullehrer- und des Philolo-
genverbandes mit Pressemitteilun-
gen zu Wort, in denen sie sich von
dem erreichten Kompromiss distan-
zierten und lauthals beklagten, die
Neuregelung der Altersermäßigung
benachteilige die Lehrer/innen an
Gymnasien und beruflichen Schu-

len und bevorzuge die Lehrer/innen
an Grund-, Haupt-, Real- und Son-
derschulen.
Beide hätten es besser wissen müs-
sen: Der eine, nämlich der Vorsit-
zende des Berufsschullehrerverban-
des, saß mit am Verhandlungstisch
und weiß, wie mühsam es war, der
Landesregierung wenigstens diese
Lösung abzuringen. Der andere,
Vorsitzender des Philologenverban-
des, war bei den Gesprächen durch
den früheren Vorsitzenden des Phi-
lologenverbandes und jetzigen Vor-

sitzenden des Beamtenbundes ver-
treten. Auch er wurde über den
Gang der Ereignisse informiert.
Wenn diese beiden Verbandsvertre-
ter trotzdem anders handeln, dann
ist klar, was sie damit bezwecken. Es
ist der untaugliche Versuch – wieder
einmal – die GEW als „Volksschul-
lehrerverein“ zu diskreditieren nach
dem Motto: „Seht her, die GEW
vertritt die Interessen der Lehrerin-
nen und Lehrer an Grund-, Haupt-,
Real- und Sonderschulen – die wirk-
lichen Interessenvertreter der Be-

Zerstritten und politikunfähig!
Altersermäßigung: Den Kompromiss auszuhandeln – gegen das Beharren der Landesre-
gierung – war schwierig genug. Umso ärgerlicher nun die Haltung zweier Lehrerverbände.

Offener Brief an die Realschullehrer/innen

Liebe Kolleginnen und 
Kollegen,
seit einigen Monaten findet auch in
Baden-Württemberg wieder ver-
stärkt eine Diskussion um die Zu-
kunft des gegliederten Schulwesens
statt. Anlass für diese Diskussion ist
die Tatsache, dass auf Grund der
sinkenden Schülerinnen- und
Schülerzahlen und der weiter ab-
nehmenden Akzeptanz der Schul-
art Hauptschule insbesondere im
ländlichen Bereich viele Haupt-
schulstandorte gefährdet sind und
deshalb die Frage nach der Zukunft
der Schule am Ort in vielen Ge-
meinden immer wichtiger wird. 
In diesem Zusammenhang versu-
chen der Realschullehrerverband,
der Philologenverband und der Be-
rufsschullehrerverband immer wie-
der, mit polemischen und falschen
Behauptungen diejenigen zu diffa-
mieren, die sich für eine grundle-
gende Reform des bestehenden
Schulsystems und damit für eine
Überwindung des gegliederten
Schulsystems einsetzen. Vor allem
der Realschullehrerverband ver-
sucht dabei den Eindruck zu erwe-
cken, als sei er der einzige und wah-
re Vertreter der Interessen der Real-
schulen und der dort arbeitenden
Kolleginnen und Kollegen. 

Ich will im Folgenden versuchen
diesen falschen Behauptungen
ganz sachlich zu begegnen und ver-
traue dabei auf das kritische Urteils-
vermögen meiner Kolleginnen und
Kollegen aller Schularten: 
1. Das Grundproblem unseres
Schulsystems besteht nicht darin,
dass die eine Schulart gut und die
andere weniger gut ist. Das Grund-
problem ist, dass wir die Kinder be-
reits mit 10 Jahren sortieren anstatt
sie länger gemeinsam lernen zu las-
sen. Deshalb wollen wir „Eine
Schule für alle“, was freilich nicht
heißen darf, dass Schularten ein-
fach nur zusammengelegt werden
oder die Kinder der einen eben in
die andere Schule geschickt werden.
Notwendig sind vielmehr neue pä-
dagogische Konzepte, bei denen
die individuelle Förderung und
nicht die Auslese im Mittelpunkt
steht. Ich habe großes Verständnis
dafür, dass viele Lehrerinnen und
Lehrer skeptisch sind, weil wir den
Umgang mit heterogenen Gruppen
nicht gelernt haben und uns jahr-
zehntelang erzählt worden ist, dass
der Vorteil des gegliederten Schul-
systems darin bestehe möglichst
homogene Lerngruppen zu bilden
und dadurch höhere Leistungen zu
erreichen. Inzwischen wissen wir,

dass dies nicht stimmt. Worauf es
ankommt, ist, dass wir die indivi-
duelle Förderung jedes einzelnen
Kindes in den Mittelpunkt stellen.
Dann werden wir sowohl den Leis-
tungsschwächeren als auch den
Leistungsstarken besser gerecht. 
Solange Schulen Kinder aber weg-
schicken oder nicht versetzen kön-
nen, sind wir von diesem Ziel weit
entfernt. Solange bei uns noch oft
genug gesagt wird, dass dieses Kind
nicht in diese Schulart gehört, sind
wir in Sachen individueller Förde-
rung anderen Ländern weit hinter-
her. 

Für bessere Chancen der
Schüler/innen gute Rahmenbe-
dingungen schaffen

Dass eine Reform unseres Schulsys-
tems vor allem aber auch bessere
Rahmenbedingungen braucht, ver-
steht sich von selbst. Dafür wird
sich die GEW auch in Zukunft ein-
setzen. Wir werden strukturellen
Veränderungen nur dann zustim-
men, wenn sie einen Schritt hin zu
längerem gemeinsamen Lernen
darstellen. Dazu gehört auch, dass
die Gymnasien in strukturelle Re-
formen mit einbezogen werden.
Darauf können sich alle Kollegin-

Weitere Infos unter:
www.gew-bw.de/
PM_2108_Alterser-
maessigung.html

Weitere Infos unter:
www.gew-bw.de/
Realschule.html
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rufsschulen und Gymnasien aber
sind wir.“
Diese Rechnung ist bisher nicht auf-
gegangen und wird auch in Zukunft
nicht aufgehen. Die baden-würt-
tembergischen Lehrer/innen sind
nämlich sehr wohl in der Lage, ei-
nen Sachverhalt differenziert zu be-
trachten.
Die Auseinandersetzung um die Al-
tersermäßigung lehrt uns zweierlei:

Die Lehrerverbände des Beam-
tenbundes sind untereinander heil-
los zerstritten, was natürlich zu ei-
ner Schwächung ihrer Position
gegenüber unserem Arbeitgeber,
der Landesregierung von Baden-
Württemberg, führt.

Sie sind außerdem politikunfä-
hig, denn zu einer seriösen und
glaubwürdigen Interessenvertretung

gehört auch, dass man zu ausgehan-
delten Kompromissen steht.
Fazit für die GEW: Auch wir hätten
gerne mehr durchgesetzt und wer-
den uns deshalb auch in Zukunft
für eine stärkere Entlastung älterer
Kolleginnen und Kollegen einset-
zen. Wir tragen den erreichten
Kompromiss aber mit, denn ohne
unsere Intervention wäre die Alters-
ermäßigung auch für die 55- bis
59jährigen Lehrer/innen an Gym-
nasien und beruflichen Schulen
längst gestrichen.
Die Qualität gewerkschaftlicher In-
teressenvertretung bemisst sich näm-
lich nicht an der Höhe der Forde-
rung, sondern an dem, was letzten
Endes durchgesetzt werden kann.

Rainer Dahlem,
Landesvorsitzender

Dokumentation

nen und Kollegen verlassen. Eine
reine Verteidigung des Bestehen-
den allerdings führt uns nicht wei-
ter und löst kein einziges Problem. 
In diesem Zusammenhang muss
dann auch die Frage diskutiert wer-
den, ob eine „Zusammenlegung“
von Haupt- und Realschulen ein ak-
zeptabler Schritt in Richtung „Län-
geres gemeinsames Lernen“ ist.
Nach Auffassung der GEW wäre
dies allenfalls ein Zwischenschritt –
allerdings nur dann, wenn ein neu-
es pädagogisches Konzept entsteht
und die Rahmenbedingungen ent-
scheidend verbessert würden. Schon
heute sind die Realschulen chro-
nisch unterversorgt, haben viel zu
große Klassen und die Lehrerinnen
und Lehrer sind überlastet.
2. An allen Schulen in Baden-
Württemberg wird gute pädagogi-
sche Arbeit geleistet – dennoch wol-
len immer weniger Eltern ihre Kin-
der nach der Grundschule auf die
Hauptschule schicken. Diese Ein-
stellung ist verständlich, denn mit
der Verteilung der Grundschulkin-
der auf die weiterführenden Schulen
findet auch eine Verteilung von Le-
bens- und Berufschancen statt. 
3. Die Übertrittsquote auf die
Hauptschule hat im Jahr 2007 im
Landesdurchschnitt einen histori-

schen Tiefstand von 26,5 Prozent
erreicht. Die Übertrittsquote auf die
Realschule bleibt mit gut 32 Pro-
zent stabil, die aufs Gymnasium
steigt kontinuierlich und hat einen
Höchststand von 38 Prozent er-
reicht. 

Das System erzeugt die Krise

4. In der Öffentlichkeit wird gerne
der Eindruck erweckt, als handle es
sich um eine Krise der Hauptschule.
Diese Aussage ist falsch. Es handelt
sich um eine Krise des gesamten
Systems, deren Symptome aller-
dings in der Hauptschule am offen-
sichtlichsten zutage treten. Übri-
gens zeigt die aktuelle Debatte über
das achtjährige Gymnasium auch,
dass das gesamte System nicht mehr
in Ordnung ist. 
5. Wenn der Realschullehrerver-
band nun verbreitet, dass er die Re-
alschule in Baden-Württemberg für
unverzichtbar und unantastbar hält
und unterstellt, dass auf Kosten der
Realschulen die Probleme anderer
Schularten gelöst werden sollen,
dann ist dies kein konstruktiver Bei-
trag zur Lösung der bestehenden
Probleme, es sei denn, die Zukunft
der gut 26 Prozent Hauptschülerin-
nen und -schüler ist uns gleichgül-

tig. Eine Reform der Schulstruktur
muss dazu führen, dass alle davon
profitieren – insbesondere die Schü-
lerinnen und Schüler. 
6. Ähnlich hilflos reagiert das Kul-
tusministerium. Seit fast 30 Jahren
wird ein Programm zur Stärkung
der Hauptschule nach dem anderen
verkündet – ohne jeden Erfolg. Wie
weit soll die Übertrittsquote noch
sinken, bis endlich reagiert wird? –
Auf 20, 15 oder 10 Prozent? 
Die GEW Baden-Württemberg ver-
tritt bekanntlich alle Beschäftigten
im Bildungsbereich, also auch Leh-
rerinnen und Lehrer aller Schular-
ten. Knapp 5.000 GEW-Mitglieder
arbeiten an Realschulen; insgesamt
organisiert die GEW in Baden-
Württemberg rund 44.000 Mitglie-
der – erfreulicherweise mit steigen-
der Tendenz. Wie viele Mitglieder
der Realschullehrerverband hat, ist
nicht bekannt, da dieser seine Mit-
gliederzahlen nicht veröffentlicht.
Ich vermute, dass es nicht einmal
1.000 sind. 
Ich lade Sie ein, mit uns die Dis-
kussion um die Zukunft unseres
Schulsystems offen und – wenn es
sein muss – kontrovers zu führen. 
Mit kollegialen Grüßen 

Rainer Dahlem


